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lieh, daß die Informationstätigkeit des Fastenopfers über das Verhältnis zwischen
dem Finanzplatz Schweiz und der Dritten Welt ohne Spendeneinbußen intensiviert

werden könnte, bis hin zu einer möglichen Unterstützimg der
Bankeninitiative. Im Kanton Genf unterstützte das Fastenopfer bereits eine Initiative
zur Erhöhung der staatlichen Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent des
Bruttosozialprodukts.

Als letzter Referent erläuterte Andreas Schmutz, Studentenpfarrer in Bern,
die Hauptvorwürfe an die Adresse des HEKS, denen zufolge dieses Hilfswerk
nur östliche Diktaturen oder sozialistische Staaten in der Dritten Welt unterstütze

und sich dabei von der «Theologie der Befreiung» leiten lassen. Das HEKS
bemühe sich um einen partnerschaftlichen Informationsaustausch. Im Gegensatz
zu anderen Organisationen stütze es sich dabei nicht in erster Linie auf
Informationen von Flüchtlingen und Dissidenten. Da ferner die traditionelle
Entwicklungshilfe nichts ändere, benötige man Informationen über die politischen
Ursachen des Elends in der Dritten Welt. Die Hilfswerke seien politischer
geworden, und dies durchaus nicht zu ihrem Nachteil. Die Attacken gegen die
Agenda von Brot für Brüder und Fastenopfer hätten diesen beiden Hilfswerken
höhere Sammelergebnisse gebracht als in den Vorjahren.

Den Referaten folgte eine längere Diskussion, in der immer wieder die Frage
laut wurde, ob die Hilfswerke ihre Zukunft nicht allzu optimistisch einschätzten.
Nach der Mittagspause folgte die Beratung des Entwurfs «Erklärung zu 'Kirchen
und Politik'», der nach Annahme einiger Abänderungsanträge einstimmig
verabschiedet und auch von den Delegierten der fünf Mitgliederorganisationen
ratifiziert wurde. Irène Häberle

Erklärung zu «Kirchen und Politik»
Die Oekumenische Konferenz religiöser Sozialisten der Schweiz hat sich an
ihrer Tagung vom 5. Juni 1982 in Bern mit den politischen und wirtschaftlichen
Druckversuchen rechtsbürgerlicher Kreise auf die kirchlichen Hilfswerke und
die Kirchenleitungen auseinandergesetzt. Zum Spannungsfeld «Kirchen und
Politik» wurde die nachstehende Erklärung verabschiedet.

1. Im Zentrum der biblischen Botschaft steht eine gute Nachricht für die
Benachteiligten dieser Erde: «das Reich Gottes und seine Gerechtigkeit»
(Mt. 6, 33):
— Das Reich Gottes ist zwar nicht von dieser Welt, aber es ist für diese

Welt, will in sie einbrechen, sie verändern. Christen beten nicht: Nimm
uns auf in dein Reich! sondern: Dein Reich komme! Das Reich Gottes
macht «alles neu» (Of. 21, 5), es ist für die bestehenden Verhältnisse
«nicht Opium, sondern Dynamit» (Leonhard Ragaz).

— Das Reich Gottes verheißt uns «eine neue Erde, in der Gerechtigkeit
wohnt» (2. Petr. 2, 13). Es überwindet jede Herrschaft von Menschen
über Menschen (Mt. 20, 26) und verwandelt «Schwerter zu Pflugscharen»
(Micha 4, 3).

— Das Reich Gottes ist eine gute Nachricht für die Armen, die Unter¬
drückten, die Gefangenen (Lk. 4, 1) und für die «um der Gerechtigkeit
willen Verfolgten» (Mt. 5, 10). Ihnen wurde das Evangelium geschenkt,
von ihren Bedürfnissen und Hoffnungen her ist es auszulegen.

Der Aufbruch, zu dem uns das Reich Gottes drängt, enthält wesentlich
einen politischen Auftrag. Wir verwirklichen die Verheißungen des nahenden
Gottesreichs in dem Maße, als wir bereit sind, «Mitarbeiter Gottes»
(1. Kor. 3, 9) zu werden.

2. Die Kirchen können das Reich Gottes glaubwürdig nur verkünden, wenn sie
dessen Kritik an den bestehenden Verhältnissen ernst nehmen und gegen
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die System gewordene Gier einer herrsch- und mammonsüchtigen Welt
prophetische Anklage erheben. Die Kirchen dürfen keine politische und
gesellschaftliche, insbesondere auch keine wirtschaftliche Macht anerkennen, welche
die Würde des Menschen mißachtet und ihn zum Herrschaftsobjekt degradiert.

Sie müssen sich dem bestehenden Gewaltglauben an den Schutz durch
Waffen widersetzen. Das Reich Gottes braucht nicht verteidigt zu werden,
schon gar nicht mit Massenvernichtungsmitteln.
Die Gefahr ist groß, daß die Kirchen vor der notwendigen Gesellschaftskritik

zurückschrecken und sich auf Positionen zurückziehen, die mehr mit
einem Religionsersatz als mit der aufgetragenen Botschaft zu tun haben:

— Das Bekenntnis der Christengemeinde gilt nicht dem Rechtsstaat und nicht
der Demokratie, so wichtig diese Prinzipien auch den Christen sein
müssen, sondern dem Reich Gottes, unter dessen Gericht Rechtsstaat und
Demokratie stehen, an dessen Maßstäben sie gemessen werden.

— Die Maxime kirchlichen Sprechens und Handelns heißt weder Neutrali¬
tät, noch Ausgewogenheit, noch politischer Pluralismus. Kirche kann
nicht neutral sein; denn Neutralität ist Verschleierung der bestehenden
Ungleichheit an Macht und Einfluß. Kirche kann auch nicht auf
Ausgewogenheit verpflichtet werden; denn Ausgewogenheit steht im Gegensatz

zur Solidarität mit den Benachteiligten und Bedrängten. Für sie hat
Kirche Partei zu ergreifen, und sei es so unerträglich einseitig wie Jesus
von Nazareth in seinen Wehrufen über die Reichen und Mächtigen.
Ebensowenig kann es Aufgabe der Kirche sein, vor einem politischen
Pluralismus in ihren Reihen zu kapitulieren. Sie würde sich sonst aus
ihrer politischen Verantwortung stehlen.

— Kirche darf ihre Botschaft nicht relativieren unter dem Vorwand, «für
alle da zu sein». Sie stärkt sonst jene, die ohnehin schon mächtig sind.
Besonders die Schwachen aber läßt sie leer ausgehen. Statt umgekehrt
(Lk. 1, 53).

3. Der Auftrag der Christengemeinde bezieht sich nicht nur auf die personale,
zwischenmenschliche, sondern auch auf die strukturelle, politische Ebene.
Wer die Kirche auf die Sorge um das individuelle Seelenheil und das
Christentum auf das stille Kämmerlein beschränken will, der spricht der
Kirche und den Christen das Recht ab, ihrer Botschaft uneingeschränkt treu
zu bleiben. Wer diesen Verrat am Evangelium gar mit politischem und
wirtschaftlichem Druck durchsetzen will, der vergeht sich an der Glaubens- und
Gewissensfreiheit der Christen und ihrer Gemeinde.
Die Oekumenische Konferenz religiöser Sozialisten der Schweiz verwahrt
sich gegen kirchen- und evangeliumsferne Tendenzen, die den Kirchen das

politische Mandat streitig machen oder es nach eigenem Gutdünken zurechtbiegen

wollen. Sie bittet insbesondere die Kirchenleitungen und die
Verantwortlichen der kirchlichen Hilfswerke, sich von den Verunglimpfungen
einer auf der politischen Rechten agierenden «Aktion» nicht einschüchtern
zu lassen.
Für die Authentizität des christlichen Zeugnisses spricht nicht der Beifall
der Mächtigen, nicht der politische Erfolg, auch nicht die Gewinnung der
formaldemokratischen Mehrheit, sondern weit eher das Gegenteil: die
Anfechtung und das Kreuz. «Es muß noch einmal dazu kommen, daß man die
Kirche flieht, nicht, wie man jetzt etwa hört, weil sie nur alte Sachen sage,
sondern weil sie die Wahrheit sage, sehr neue und unbequeme Wahrheit:
man muß uns noch einmal verfolgen und schmähen, sonst ist Gott nicht
mit uns» (Leonhard Ragaz).
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